
 
 
 
Bereich Stadtplanung und Bauordnung 2020/111 

öffentlich 
Az:   

Datum: 19.05.2020 

 

Sitzungsvorlage 
 

Beratungsfolge Datum TOP-Nr. 

Ausschuss für Wirtschaftsentwicklung 16.06.2020  

Umweltausschuss 16.06.2020  

Betriebsausschuss 3 (Bauen, Verkehr und Sport) 18.06.2020  

Rat der Stadt 25.06.2020  

 

Betreff 
 
Bebauungsplan Nr. 227 „Gewerbepark Erin/ Herner Straße“ 
hier:  
1) Aufnahme eines ergänzenden Verfahrens zur Behebung von Fehlern des Bebauungs-
planes gem. § 214 Abs. 4 BauGB 
2) Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans nach § 3 Abs. 2 BauGB 
im Rahmen des ergänzenden Verfahrens. 

 
  Finanzielle Auswirkungen 
 

 X keine haushaltsmäßige Berührung 

 

  Auswirkungen siehe Sachverhalt 

 

 
    

Beschlussvorschlag 
 
1. Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel beschließt die Aufnahme eines ergänzenden Ver-

fahrens zur Behebung von Fehlern des Bebauungsplanes Nr. 227 „Gewerbepark 
Erin/ Herner Straße“. 
 

2. Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel nimmt die im Rahmen des ergänzenden Verfah-
rens beabsichtigten zeichnerischen und textlichen Korrekturen des Bebauungspla-



nes Nr. 227 „Gewerbepark Erin/ Herner Straße“ einschließlich Begründung und Um-
weltbericht zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung, den Entwurf des Bebau-
ungsplans mit Begründung einschließlich Umweltbericht, den Fachgutachten und 
den vorliegenden umweltbezogenen Informationen in abschließend ausgearbeiteter 
Fassung zur Einsicht für die Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszu-
legen und im Internet bereitzustellen. 

 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in der zum Beschluss gehören-
den Anlage 1 dargestellt. 
 

 
 
 
 
 
K r a v a n j a        L e n o r t   
Bürgermeister       Stadtbaurätin 
 
 
  



Sachverhalt 

 
1. Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird begrenzt 

 Im Norden durch die Herner Straße 

 Im Osten durch die inneren Grünflächen des Erinparks 

 Im Süden durch die Erinstraße und 

 Im Westen durch den Rossbach und die landwirtschaftlichen Flächen 

Die genaue räumliche Abgrenzung des Geltungsbereichs ist in der Anlage 1 dargestellt. 
 
2. Planungsanlass und -erfordernis, Verfahrensstand 

Der Betriebsausschuss 3 hat in seiner Sitzung am 14.06.2012 den Dringlichkeitsent-
scheid gem. § 60 Abs. 3 Gemeindeordnung NRW vom 22.05.2012, den Bebauungsplan 
Nr. 227, Planbereich „Gewerbepark Erin/ Herner Straße“ für die Fläche des Bebauungs-
planes Nr. 127a, 1. Änderung Teilbereich A, Planbereich „Dienstleistungs-, Gewerbe- und 
Landschaftspark Erin“ aufzustellen, genehmigt. Nach Durchführung des Bebauungsplan-
verfahrens hat der Rat der Stadt Castrop-Rauxel den Bebauungsplan am 06.07.2017 als 
Satzung beschlossen. Mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses am 
20.07.2017 wurde der Bebauungsplan rechtskräftig. 
Das Planerfordernis bestand vor allem darin, dass die bis dahin für das Plangebiet gel-
tenden, z.T. eng gefassten städtebaulichen Vorgaben der seit Juni 2006 geltenden 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 127a, Teilbereich A sich bei der Realisierung von 
Vorhaben im Plangebiet als restriktiv zeigten, so dass Bauvorhaben oft mit einer Befrei-
ung von den Festsetzungen des Bebauungsplans verbunden waren.  
Über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 127a Teilbereich A wurden die Inhalte 
des alten Bebauungsplanes Nr. 127a bereits so modifiziert, dass die Zulässigkeitsvoraus-
setzungen für eine Bebauung erleichtert wurden ohne dabei das städtebauliche Gesamt-
konzept des Bebauungsplanes Nr. 127a zu verändern. Mit dem Bebauungsplan Nr. 227 
sollten weitere inhaltliche Änderungen vorgenommen werden, um den Bebauungsplan 
an aktuelle städtebauliche Ziele anzupassen. 
Eine wesentliche Zielsetzung des Bebauungsplanes Nr. 227 bestand in der Anpassung 
der Festsetzungen für die gewerblichen Bauflächen im Rahmen einer Überprüfung ihrer 
städtebaulichen Notwendigkeit (z.B. Rücknahme von Baulinien zugunsten von Baugren-
zen). Eine weitere Zielsetzung war die Steuerung von Einzelhandelsbetrieben entspre-
chend ihrer Zentrenrelevanz zur Sicherung der zentralen Versorgungsbereiche.  
Für die festgesetzten Gewerbegebiete wurden auf der Grundlage eines Schallgutachtens 
kontingentierte Lärmbereiche definiert, um ein verträgliches Nebeneinander zwischen 
den im Plangebiet sowie näheren Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen und den ge-
werblichen Strukturen gewährleisten zu können. 
  
Das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen (VG) kam in der mündlichen Verhandlung am 
09.03.2020 und im Urteil vom 28.04.2020 bezüglich einer beantragten Fremdwerbean-
lage an der Herner Straße zu dem Ergebnis, dass der Bebauungsplan Nr. 227 aufgrund 
von materiellen Fehlern unwirksam ist. Die Kritikpunkte beziehen sich hierbei auf die 
nachstehend angeführten Punkte bzw. Festsetzungen: 
 

- Festsetzung 7.1 zu den für die Gewerbegebiete festgesetzten Emissionskontin-
genten. Eine entsprechende Gebietsgliederung sei nicht nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 



BauGB begründet. Sie sei nach § 1 Abs. 4 BauNVO nur rechtmäßig, wenn zu-
mindest ein unbeschränktes Gebiet besteht. Dieses kann auch an anderer Stelle 
im Gemeindegebiet liegen, wenn in der Begründung darauf verwiesen werde. 

- Festsetzung 7.2 zu den Lärmpegelbereichen. Für eine hinreichend bestimmte 
Festsetzung sei eine Überlagerung der immissionsschutzrechtlichen Regelung in-
nerhalb der festgesetzten Baugebiete auszuschließen. 

- Fehlende Abgrenzung zwischen den unterschiedlichen Nutzungsarten im Bereich 
der festgesetzten „Maßnahmenfläche F 6.3“ im Süden des Plangebietes (Fehlen 
der sog. „Knödellinie“ zwischen dem Besonderen Wohngebiet (WB) und dem Ge-
werbegebiet GE2 sowie zwischen den Gewerbegebieten GE2 und GE3). 

Der Bebauungsplan Nr. 227 soll aufgrund der Entscheidung des VG durch ein ergänzen-
des Verfahren zur Behebung von Fehlern gem. § 214 Abs. 4 BauGB geheilt werden. 
Hierzu werden die seitens des VG angeführten Mängel in einem neuen Planentwurf kor-
rigiert und das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes auf dieser Grundlage mit 
der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 und Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 
2 BauGB wiederholt.  
Die Grundzüge der Planung werden durch die Änderungen nicht berührt. Die grundsätz-
lichen städtebaulichen Planungsziele haben dementsprechend weiterhin Bestand. Es 
wird lediglich die planerische Umsetzung förmlich korrigiert und die Begründung ergänzt. 
 
3. Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

Die allgemeinen Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes Nr. 227 verändern sich im Rah-
men des ergänzenden Verfahrens nicht.  
Es soll der Rahmen für einen für zukünftige Entwicklungen offenen, aber weiterhin städ-
tebaulich attraktiven Gewerbepark in Fortentwicklung der Prinzipien der IBA Emscher 
Park abgesteckt werden. 
Weiterhin wird als wesentliches Element des Bebauungsplanes Nr. 227 die Umsetzung 
der im Zentren- und Einzelhandelskonzept definierten Themen aufgenommen.  
Zudem werden für die Gewerbebereiche im Sinne des Immissionsschutzes kontingen-
tierte Lärmbereiche definiert, um ein rechtssicheres Nebeneinander zwischen Wohnen 
und Arbeiten gewährleisten zu können. 
 
4. Inhalte der Planung 

Entsprechend dem Planungsanlass und den dargelegten Zielen bleiben die Planinhalte 
des alten Bebauungsplanes Nr. 227 durchweg bestehen (siehe Sitzungsvorlage 
2017/029). Diese werden lediglich hinsichtlich der vom VG angeführten Themen, wie ins-
besondere zu den immissionsschutzrechtlichen Festsetzungen förmlich richtig gefasst 
(siehe Punkt 5. unten). 
 
5. Änderungen des Bebauungsplanes Nr. 227 aufgrund der Entscheidung VG Gel-

senkirchen 

1) Änderung der Begründung in Bezug auf die im B-Plan festgesetzten Emissionskontin-
gente. Um eine rechtmäßige, gemeindeweite Gliederung entsprechend § 1 Abs. 4 
BauNVO zu erzielen, wird die Begründung dahingehend ergänzt, dass immissions-
schutzrechtlich uneingeschränkt nutzbare Gewerbegebiete an anderer Stelle im Stadt-
gebiet (u. a. im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 231 nördlich der Herner 
Straße) bestehen. Das Plangebiet ist Teil einer gebietsübergreifenden Gliederung von 
Gewerbegebieten. 



2) Herstellung einer jeweils eindeutigen immissionsschutzrechtlichen Regelung zu den 
Lärmpegelbereichen nach DIN 4109 für die im Plangebiet festgesetzten Baugebiete 
entsprechend dem nachstehend angeführten Beispiel:  

  
Auszug alter B-Planentwurf  Auszug neuer B-Planentwurf 
 

3) Konkretisierung bzw. Ergänzung der Festsetzung 7.2 in Bezug auf deren Anwendung 
bei Gebäuden, die sich über zwei Lärmpegelbereiche erstrecken. 

4) Ergänzung der Angabe in der Festsetzung 7.2 zu der dieser B-Planfestsetzung zu-
grundeliegenden Ausgabe der DIN 4109. 

5) Ergänzung der fehlenden Abgrenzung zwischen dem festgesetzten Besonderen 
Wohngebiet (WB) und dem Gewerbegebieten GE2 sowie zwischen den beiden Ge-
werbegebieten GE2 und GE3 im Bereich der Maßnahmenfläche (Ergänzung der sog. 
„Knödellinie“) (siehe nachstehende Abbildungen): 

 

 Auszug alter B-Planentwurf     Auszug neuer B-Planentwurf  
 

6. Voraussichtliche Auswirkungen der Planung 

Durch die im Bebauungsplan Nr. 227 vorgenommenen Änderungen und aktualisierten 
Festsetzungen des alten Bebauungsplanes Nr. 127a, Teilbereich A, 1. Änderung werden 
die bisherigen Grundzüge der Plankonzeption für den betreffenden Planbereich des 



Dienstleistungs-, Gewerbe- und Landschaftsparks Erin nicht berührt. So soll u. a. weiter-
hin ein Gewerbegebiet ausgewiesen werden, in dem lediglich die Bandbreite der zuläs-
sigen Betriebstypen angesichts veränderter Ziele neu austariert wird.  
Die Planung wird dazu beitragen, die Zentren-Struktur in Castrop-Rauxel zu erhalten 
bzw. zu stärken und Einzelhandelsansiedlungen langfristig in die zentralen Versorgungs-
bereiche zu lenken.  
Innerhalb des Plangebietes wird so die Flächenverfügbarkeit für produzierende und 
handwerkliche Betriebe verbessert. Klare Zulässigkeitsregelungen sollen den Grund-
stückseigentümer eine realistische Flächenbewertung ermöglichen, die nicht durch die 
Spekulation mit der ungewöhnlich hohen Flächenproduktivität des Einzelhandels belastet 
wird. Diese Klarheit erleichtert den Grundstücksverkehr und damit die Flächenverfügbar-
keit. Soweit dadurch die ertragsreichste Flächenverwertung durch die Eigentümer etwas 
eingeschränkt wird, ist dieser Nachteil zugunsten der öffentlichen Belange vertretbar und 
wird in der Abwägung zurückgestellt. 
Im Rahmen des ergänzenden Verfahrens werden förmliche Mängel beseitigt. Die ge-
nannten Grundzüge der ursprünglichen Planung werden hierüber nicht berührt. Die städ-
tebauliche Zielsetzung des Gesamtplans bleibt unverändert bestehen.  
 
7. Auswirkungen der Planung auf das Klima 

In Folge des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sind keine 
unmittelbaren Auswirkungen auf das Klima im Castrop-Rauxeler Stadtgebiet zu erwarten. 
Durch Rechtskraft des Bebauungsplans und damit verbundener Schaffung von Baurecht 
ist aufgrund von Umsetzungen der Planung mit Auswirkungen auf das Klima zu rechnen. 
Die zu erwartenden Klimaauswirkungen sind im Rahmen des Umweltberichts prognosti-
ziert und bewertet. 
Demzufolge unterliegt das Plangebiet weitgehend einer entsprechenden Vorprägung. Im 
Verhältnis zum bestehenden Planungsrecht sind Flächenänderungen, die erhebliche kli-
matische Störungen oder Beeinträchtigungen ausgewiesener Frischluftschneisen oder 
Kaltluftentstehungsgebiete verursachen könnten, nicht erkennbar. Durch die Planung 
werden keine Flächenänderungen verursacht, die erhebliche Auswirkungen auf die 
Schutzgüter Boden, Wasser, Luft und Klima erwarten lassen könnten. 
 
8. Weitere Vorgehensweise 

Der Bebauungsplanentwurf und der Entwurf zur Begründung werden im Weiteren ent-
sprechend den oben angeführten Punkten angepasst. 
Anschließend wird der Bebauungsplanentwurf mit Begründung und Umweltbericht, den 
Fachgutachten und den vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB zu jedermanns Einsicht ausgelegt und die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Sollten 
sich aufgrund der Stellungnahmen von Bürgern und Behörden keine inhaltlichen Ände-
rungen mehr im Bebauungsplanentwurf ergeben, kann dieser durch den Rat der Stadt 
als Satzung beschlossen und anschließend bekannt gemacht werden. 
Sollte der Bebauungsplanentwurf aufgrund von Stellungnahmen der Bürger und/ oder 
Behörden inhaltlich geändert werden müssen, wäre der Bebauungsplanentwurf nach         
§ 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich auszulegen. 
 
 
Anlagen 
Anlage 1: Übersichtsskizze zum Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 227 
Anlage 2: Aktueller Bebauungsplanentwurf 
 
 



Hinweis:  Die Begründung mit Umweltbericht einschließlich der Fachgutachten sind im 
jeweils aktuellen Stand der Sitzungsvorlage 2017/029 zu entnehmen. Diese 
werden im Rahmen des ergänzenden Verfahrens entsprechend den in dieser 
Sitzungsvorlage angeführten Änderungen zeichnerisch und textlich ange-
passt. 

 
 
 
 


